
  

Anzug betreffend Gebührenerhebungen im Kanton Basel-Stadt  
 
Nebst vergleichsmässig hohen Steuersätzen, welche für mittelständische Familien und 
Betriebe unserer Stadt oft genug Veranlassung dafür sind, Überlegungen in Richtung 
Wohnort- und Domizilwechsel anzustellen, sorgt auch eine Vielzahl von Gebühren in 
unserem Kanton für ins Gewicht fallende Zusatzbelastungen. Auch sie tragen dazu bei, die 
wirtschaftliche Entwicklung von Klein- und Mittelbetrieben zu hemmen und damit die 
Attraktivität des Standorts Basel zu mindern; und all dies ohne dass ihr finanzieller Nutzen 
für die Staatskasse in jedem Falle auch wirklich sichtbar wird. Einige dieser Gebühren sind 
auch überholt, bezw. stehen nicht mehr im Gleichgewicht zur vom Staat erbrachten 
Dienstleistung. Und die Erhebung jeder neuen Gebühr bringt nicht unerheblichen 
Verwaltungsaufwand und dies noch bevor sie kostenmässig auf die Verursacher überwälzt 
werden kann, wo sie dann oft als indirekte Steuererhöhung empfunden wird. Die 
Anzugsteller sind beunruhigt über diese Entwicklung und fordern im Interesse einer 
prosperierenden Wirtschaft, welche die Grundlage für den Wohlstand unserer Bevölkerung 
ist und damit letztlich auch wieder für das nötige Steuersubstrat sorgt, mehr Transparenz, 
Klarheit und Gliederung im Gebührenwesen. 
 
Sie bitten daher die Regierung, zu prüfen und zu berichten 
1. mit welchen Massnahmen zunächst einmal eine bessere Transparenz über die 

wichtigsten, in unserem Kanton erhobenen Gebühren zu schaffen wäre. Dies auch, 
damit von aussen her eine klare Beurteilung über Kosten und Nutzen erfolgen 
könnte. 

2. weiche Gebühren in dem Sinne noch zeitgemäss sind, als sie in einem vernünftigen 
Verhältnis von Preis und erbrachter Leistung stehen (Aequivalenz-Prinzip). 

3. welche Gebühren den verursachten Leistungsaufwand nicht decken 
(Kostendeckungsprinzip).  

4. weiche Gebühren - je nach Gebiet und Dienstleistung - nicht auch vom Standort des 
oder der Gebührenpflichtigen abhängig gemacht werden sollten (Allmendgebühren in 
Aussenquartieren mit vielen Klein- und Kleinstbetrieben werden heute zum gleichen 
Ansatz verrechnet wie in der Innerstadt). 

5. ob nicht nach dem Prinzip, wonach kantonale Dienstleistungen auch in erster Linie 
bei uns im Kanton wohnhaften und steuerpflichtigen Personen und Firmen zugute 
kommen sollen, nicht auch ein entsprechend getrennter Gebührentarif denkbar wäre. 

6. ob vorgängig zur Erhebung von neuen Gebühren in den davon betroffenen Kreisen 
nicht eine Art "Verträglichkeitsprüfung"' dafür sorgen könnte, deren Zweckmässigkeit 
abzuklären, gegebenenfalls die Akzeptanz zu verbessern und damit die Betroffenen 
nicht einfach vor ein "fait accompli" zu setzen. 

7. ob nicht, zur Entlastung von Wirtschaft und Bevölkerung, bei der Einführung neuer 
Gebühren immer auch parallell nach Möglichkeiten gesucht wird, eine bestehende 
Gebühr entsprechend zu reduzieren oder ganz abzuschaffen. 
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